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Kinder in der Colonia Dignidad in den Sechzigerjahren

Colonia Dignidad

Hilfe für die Opfer
Die Bundesregierung soll die
Opfer der deutschen Sekten-
siedlung Colonia Dignidad in
Chile finanziell unterstützen.
Das fordert eine Parlamenta-
riergruppe im Rechtsaus-
schuss des Bundestages. Den
Antrag will die Ausschussvor-
sitzende, die Grüne Renate
Künast, in Kürze in den Bun-
destag einbringen. Die Abge-
ordneten hatten die Siedlung
besucht. Ihnen zufolge sollte
die historische und rechtliche
Aufarbeitung der Menschen-
rechtsverletzungen dort auch
mit technischer Hilfe zur

Spurensicherung vorangetrie-
ben werden. In der Siedlung,
die der ehemalige Jugend-
pfleger Paul Schäfer 1961 ge-
gründet hatte, wurden Kin-
der sexuell missbraucht. Die
Sektenführung half der chile-
nischen Militärdiktatur, Hun-
derte Regimegegner zu fol-
tern, Dutzende wurden in
der Kolonie getötet. Mit dem
parteiübergreifenden Antrag
wolle man einen „Versöh-
nungsprozess gemeinsam mit
Chile“ beginnen, so Künast.
Zudem brauche es „Hilfe be-
sonders für jene, die als klei-
ne Kinder in die Colonia
 Dignidad kamen und nun im
Alter mittellos sind“. kno

Atomkraft

Kernschmelze nach
dem Beben
Das Atomkraftwerk im baye-
rischen Gundremmingen
lässt sich bei einem Störfall
nicht beherrschen, im Falle
eines gleichzeitigen Erdbe-
bens droht eine Kernschmel-
ze. Zu dieser Einschätzung
kommen der langjährige
Sachverständige der Gesell-
schaft für Reaktorsicherheit
(GRS), Manfred Mertins, so-
wie der ehemalige techni-
sche Leiter der GRS, Lothar
Hahn, in einem Gutachten
für die Grünen-Bundestags-

abgeordnete Sylvia Kotting-
Uhl. Damit genüge das AKW
den heutigen Sicherheitsan-
forderungen nicht. Mertins
kritisiert zudem, dass ein
Gutachten des für die Atom-
aufsicht zuständigen Bundes-
umweltministeriums fachli-
che und handwerkliche Män-
gel enthalte. Die positiven
Aussagen des Ministeriums
über die Sicherheitssysteme
in Gundremmingen seien
„nicht belastbar“, schreibt
der Physikprofessor. Anton
Hofreiter, der Fraktionsvor-
sitzende der Grünen, fordert:
„Gundremmingen muss un-
verzüglich vom Netz.“ gt

VW-Abgasaffäre

Austausch über
 private Mails?
Obleute des Untersuchungs-
ausschusses zur VW-Abgas -
affäre verlangen die Sicher-
stellung privater E-Mails 
von Bundesverkehrsminister
Alexander Dobrindt (CSU).
Nach Ansicht der Parlamen-
tarier besteht der Verdacht,
dass der Minister über seine
private E-Mail-Adresse sensi-
ble Informationen mit der
„Untersuchungskommission
Volkswagen“ ausgetauscht
hat. Das Gremium sollte für
das Ministerium die Hinter-
gründe des Abgasbetrugs bei
Dieselfahrzeugen aufklären.
Per Zufall war in den Unter-
lagen des Parlamentsaus-
schusses eine E-Mail an Dob-
rindts Staatssekretär Michael

Odenwald gelandet, die die-
ser auf seinem privaten Mail-
server empfangen hatte.
Dobrindt hat nachweislich 
39 E-Mails in der Sache per-
sönlich erhalten, aber nach
Aktenlage nur auf 3 von sei-
nem Dienstaccount geant-
wortet. „Das kann einfach
nicht stimmen“, sagt der
 Vizevorsitzende des Unter -
suchungsausschusses, Oliver
Krischer. „In den Mails stan-
den ganz konkrete Fragen,
die Dobrindt vermutlich
über seinen Privataccount
beantwortet hat.“ Der Grüne
fordert nun die Herausgabe
der Antworten. Ein Minis -
teriumssprecher betonte,
 Minister Dobrindt und
Staatssekretär Odenwald
führten ihre Kommunikation
stets „entsprechend der
dienstlichen Vorgaben“. gt

Armutsbericht

Berater widerspre-
chen Ministerin
Ein Expertengremium hat
Bundessozialministerin An-
drea Nahles (SPD) davor ge-
warnt, das Ausmaß der Al-
tersarmut im neuen Armuts-
und Reichtumsbericht zu ver-
harmlosen. Im Entwurf des
Berichts aus ihrem Haus
heißt es: „Die Altersgruppe
der ab 65-Jährigen ist durch-
schnittlich weniger von Ar-
mutsgefährdung betroffen als
die Gesamtbevölkerung.“ So
beantragten nur drei Prozent
der Senioren Grundsiche-
rung. Der Beraterkreis hat
Nahles jedoch darauf hinge-
wiesen, dass die „Dunkelzif-

fer“ der Bedürftigen höher
liege, es handle sich um
 „verdeckte Armut“. Das geht
aus einem Protokoll des Mi-
nisteriums zu einem Sympo-
sium mit Sozialexperten und
Verbänden hervor. Die
„Nicht-Inanspruchnahme
staatlicher Leistungen“, die
oft auf Scham oder Unkennt-
nis beruhe, werde im Ent-
wurf des Armutsberichts
nicht thematisiert, kritisierte
der Beraterkreis. Das Minis-
terium hatte in der Runde da-
rauf hingewiesen, dass Senio-
ren derzeit weniger unter Ar-
mutsrisiken litten als andere
Altersgruppen. „Es zeichnet
sich jedoch ab, dass dies
nicht so bleiben muss“, heißt
es im Protokoll. cos

AfD gegen AfD 

Unterstützer 
für Petry
Während die Bundespartei
am 22. April im Kölner Mari-
tim-Hotel ihren Parteitag ab-
hält, will die örtliche AfD pa-
rallel eine Großkundgebung
auf dem nahe gelegenen
Neumarkt abhalten. Wie der
Landesgeschäftsführer der
AfD Nordrhein-Westfalen be-
stätigte, sollen auf der Kund-
gebung AfD-Spitzenleute,
eine Band, ein Comedian
und ausländische Ehrengäste
auftreten. Die Konkurrenz-
termine sind angesichts des

Machtkampfs in der AfD bri-
sant: Auf dem Parteitag wol-
len die Rechtspopulisten ihre
Spitzenkandidaten für den
Bundestagswahlkampf küren.
Parteichefin Frauke Petry
wäre gern alleinige Spitzen-
kandidatin, in einer unver-
bindlichen Mitgliederumfra-
ge votierte die Basis aber für
eine Teamlösung. Da der
AfD-Verband NRW von Pe-
trys Ehemann Marcus Pret-
zell geführt wird, könnte die
Konkurrenz-Demo in Köln,
so Parteifreunde, als Unter-
stützung für Petry gedacht
sein, um den Druck auf dem
Parteitag zu erhöhen. ama


